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SATZUNG
über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen

der Stadt Heringen/Helme

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1, § 20 Abs. 2 und 21 der Thüringer Gemeinde- und Landkreis-
ordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 22. Juni 
2011 (GVBl. S. 99, 134), und der Bestimmungen des Thüringer Gesetzes über die Bildung, 
Erziehung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege als Aus-
führungsgesetz zum Achten Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - (Thüringer 
Kindertageseinrichtungsgesetz - ThürKitaG) vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 365), zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 4. Mai 2010 (GVBl. S. 105) hat der Stadtrat der Stadt 
Heringen/Helme in der Sitzung am 05.12.2011 die folgende Satzung über die Benutzung der 
Kindertageseinrichtungen beschlossen:

§ 1
Träger und Rechtsform

Die Kindertageseinrichtungen in den Ortsteilen Auleben, Heringen, Uthleben und Windehau-
sen werden von der Stadt Heringen/Helme als öffentliche Einrichtungen unterhalten. Durch 
ihre Inanspruchnahme nach Maßgabe dieser Satzung entsteht ein öffentlich-rechtliches Benut-
zungsverhältnis.

§ 2 
Aufgaben

Die Aufgaben der Kindertageseinrichtungen bestimmen sich nach den Vorschriften des Thü-
ringer Gesetzes über die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtun-
gen und in Tagespflege (Kindertageseinrichtungensgesetz - ThürKitaG) und den einschlägigen 
Rechtsverordnungen.

§ 3 
Kreis der Berechtigten

(1) Die Kindertageseinrichtungen stehen grundsätzlich allen Kindern, die in der Stadt ihren
Wohnsitz (Hauptwohnung i.S. des Melderechts) haben, nach Maßgabe der verfügbaren Plätze
offen. 

(2) Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Kinder, die ihren Wohnsitz in einer anderen 
Gemeinde haben, aufgrund des Wunsch- und Wahlrechts nach § 4 ThürKitaG bzw. § 5 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) aufzunehmen, wenn verfügbare Kapazitäten 
vorhanden sind.

(3) In den Kindertageseinrichtungen in den Ortsteilen Auleben und Heringen werden Kinder 
im Alter von drei Monaten bis zum Schuleintritt betreut. In der Kindertageseinrichtung im 
Ortsteil Uthleben werden Kinder im Alter von einem Jahr bis zum Schuleintritt betreut. 
In der Kindertageseinrichtung im Ortsteil Windehausen werden Kinder im Alter von zwei 
Jahren bis zum Schuleintritt betreut. 

(4) In dem Kinderhort der Kindertageseinrichtung im Ortsteil Windehausen werden Kinder 
aus den Grundschulklassen 1 bis 4, die aus besonderen sozialen und pädagogischen Gründen 
vorrangig der Förderung und Betreuung bedürfen, im Rahmen der verfügbaren Plätze bevor-
zugt aufgenommen. Im Übrigen entscheidet der Zeitpunkt der Anmeldung für die Aufnahme 
des Kindes.

(5) Wenn die in der Betriebserlaubnis festgelegte Höchstbelegung der jeweiligen Einrichtung
erreicht ist, sind weitere Aufnahmen erst nach Freiwerden von Plätzen möglich.

(6) Eltern im Sinne dieser Satzung sind die jeweiligen Erziehungsberechtigten.

§ 4 
Öffnungszeiten/Betreuungsumfang

(1) Die Kindertageseinrichtungen sind an Werktagen montags bis freitags geöffnet. Der Bür-
germeister wird ermächtigt, Öffnungszeiten nach Anhörung des Elternbeirates festzusetzen 
und diese öffentlich bekannt zu machen.

(2) Eine Betreuung kann entweder in Form einer Ganztagsbetreuung oder einer Halbtags-
betreuung (bis 5 h) erfolgen.

(3) Zwischen Weihnachten und Neujahr jeden Jahres können die Kindertageseinrichtungen
geschlossen bleiben. An Brückentagen (Tag vor oder nach einem Feiertag, der auf einen 
Dienstag oder Donnerstag fällt) können die Einrichtungen ebenfalls schließen, wenn dies den 
Eltern mindestens zwei Wochen vorher durch die Leitung der Kindertageseinrichtung bekannt 
gegeben wird. 

(4) Während der gesetzlich festgelegten Sommerferien in Thüringen kann jede Einrichtung bis 
zu drei Wochen geschlossen werden.

(5) Bekanntgaben über die Öffnungs- und Schließzeiten erfolgen entsprechend dem Bekannt-
machungsrecht der Stadt durch Veröffentlichung an den Verkündungstafeln und durch Aus-
hang in der Tageseinrichtung.

§ 5 
Aufnahme

(1) Jedes Kind muß unmittelbar vor seiner Aufnahme in die Kindertageseinrichtungen ärztlich 
oder amtsärztlich untersucht werden, was durch Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses über die 
gesundheitliche Eignung zum Besuch der Einrichtung nachzuweisen ist.

(2) Die Aufnahme erfolgt nach schriftlicher Anmeldung bei der Leitung der Kindertagesein-
richtung. Die Anmeldung soll in der Regel 6 Monate vor der beabsichtigten Aufnahme erfol-
gen.

(3) Kinder im Alter von drei Monaten bis einem Jahr können im Rahmen der Betriebserlaubnis 
und freier Kapazitäten aufgenommen werden, wenn diese Leistung für seine Entwicklung zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder die El-
tern einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend 
sind, sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hochschulaus-
bildung befinden oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB II) erhalten.

(4) Kinder aus anderen Gemeinden innerhalb Thüringens können im Rahmen des Wunsch- 
und Wahlrechts nach § 4 ThürKitaG bei freien Kapazitäten aufgenommen werden, wenn die 
Eltern dies in der Regel mindestens ein halbes Jahr vor der gewünschten Aufnahme sowohl 
dem Träger der gewünschten Einrichtung als auch der Wohnsitzgemeinde mitteilen. Beab-
sichtigen die Eltern mit ihren Kindern den Umzug in eine andere Gemeinde/Stadt und soll das 
Kind auch weiterhin in der schon vor dem Umzug besuchten Kindertageseinrichtung betreut 
werden, soll dies der zukünftigen Wohnsitzgemeinde ebenfalls in der Regel mindestens ein 
halbes Jahr vor dem geplanten Umzug mitgeteilt werden.

(5) Kinder aus Gemeinden außerhalb Thüringens können im Rahmen des Wunsch- und
Wahlrechts nach § 5 SGB VIII bei freien Kapazitäten aufgenommen werden, wenn die nicht 
durch Elternbeiträge gedeckten Kosten des Platzes durch die Wohnsitzgemeinde bzw. den 
örtlich zuständigen Träger der öffentlichen Jugendhilfe des Kindes übernommen werden.

§ 6 
Pflichten der Eltern

(1) Die Eltern übergeben die Kinder zu Beginn der Betreuungszeit dem Betreuungspersonal 
und holen sie nach Beendigung der Betreuungszeit beim Personal in der Einrichtung wieder 
ab. Die Aufsichtspflicht des Personals beginnt mit der Übernahme der Kinder im Gebäude der 
Einrichtung und endet mit der Übergabe der Kinder durch das Personal an die Eltern oder 
abholberechtigten Personen.

(2) Soll ein Kind die Einrichtung frühzeitig verlassen oder den Heimweg allein antreten, bedarf 
es zuvor einer schriftlichen Erklärung der Eltern gegenüber der Leitung. Die Eltern erklären 
bei der Aufnahme des Kindes in die Einrichtung schriftlich, wer außer ihnen zur Abholung des 
Kindes berechtigt ist. Diese Erklärung kann jederzeit widerrufen bzw. geändert werden.

(3) Bei Verdacht oder Auftreten ansteckender Krankheiten beim Kind oder in der Wohnge-
meinschaft des Kindes sind die Eltern zu unverzüglicher Mitteilung an die Leitung der Einrich-
tung verpflichtet. In diesen Fällen darf die Einrichtung erst wieder besucht werden, wenn eine 
ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung vorliegt.

(4) Das Fehlen des Kindes ist unverzüglich der Leitung der Einrichtung bzw. dem Eriehungs-
personal mitzuteilen.

(5) Für den Verlust von mitgebrachten Gegenständen wird keine Haftung übernommen.

(6) Die Eltern haben die Bestimmungen dieser Satzung und der Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Benutzung der Kindertageseinrichtungen, die Inanspruchnahme von 
Verpflegungsangeboten sowie die Hausordnung einzuhalten und insbesondere die Elternbei-
träge sowie die Verpflegungskosten regelmäßig und rechtzeitig zu entrichten.

§ 7 
Pflichten der Leitung der Kindertageseinrichtungen

(1) Die Leitung gibt den Eltern der Kinder bei Bedarf Gelegenheit zu einer Aussprache.

(2) Treten die im Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim
Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) genannten Krankheiten oder ein hierauf gerichteter
Verdacht auf, so ist die Leitung verpflichtet, unverzüglich die im Gesetz vorgeschriebenen
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Meldungen und Vorkehrungen zu treffen.

§ 8 
Elternbeirat

Für die Kindertageseinrichtung wird ein Elternbeirat aus Elternvertretern gebildet, der vom 
Träger der Einrichtung und der Leitung informiert und gehört wird, bevor wichtige Entschei-
dungen getroffen werden (§ 10 ThürKitaG).

§ 9 
Versicherung

(1) Die Stadt versichert alle Kinder gegen Sachschäden.

(2) Gegen Unfälle in der Einrichtung sowie auf dem direkten Hin- und Rückweg sind die 
Kinder gesetzlich versichert.

§ 10 
Benutzungsgebühren, Vepflegungskosten

Nach Maßgabe der jeweils gültigen Gebührensatzung zu dieser Satzung wird für die Benut-
zung einer Einrichtung von den Eltern der Kinder eine im voraus zu zahlende Benutzungs-
gebühr erhoben. Die Verpflegungskosten werden im darauffolgenden Monat rückwirkend 
erhoben

§ 11 
Abmeldung

(1) Abmeldungen sind schriftlich bis zum 15. eines Monats zum Ende des nächsten Monats bei
der Leitung der Tageseinrichtung vorzunehmen.

(2) Werden die Satzungsbestimmungen nicht eingehalten, so kann das Kind vom weiteren 
Besuchausgeschlossen werden. Die Entscheidung hierüber trifft die Leitung der Kinderta-
geseinrichtung in Absprache mit der Stadt nach Anhörung der Eltern. Der Ausschluss gilt als 
Abmeldung.

(3) Werden die Gebühren zweimal nicht ordnungsgemäß gezahlt und reagiert der Gebühren-
schuldner nicht auf Mahnung, so erlischt das Anrecht auf den bisher eingenommenen Platz.

§ 12 
Gespeicherte Daten

(1) Für die Bearbeitung des Antrags auf Aufnahme in die Kindertageseinrichtungen sowie für 
die Erhebung der Benutzungsgebühren werden folgende personenbezogene Daten in auto-
matisierten Dateien gespeichert: 

a) Allgemeine Daten:	 Name und Anschrift der Eltern und der Kinder, Geburtsdaten aller
		  Kinder sowie weitere zur kassenmäßigen Abwicklung erforderliche
		  Daten,

b) Benutzungsgebühr:	 Berechnung der maßgeblichen Gebühr des Elternbeitrags auf
		  Grundlage der eingereichten Unterlagen (z. B. Nachweis der Anzahl
		  der Kindergeldberechtigten Kinder der Familie).

Die Löschung der Daten erfolgt 2 Jahre nach Einstellung des Falles bzw. nach dem Verlassen 
der Einrichtung durch das Kind.

(2) Durch die Bekanntmachung dieser Satzung werden die betroffenen Eltern gemäß § 19 
Abs. 3 des Thüringer Datenschutzgesetzes (ThürDSG) über die Aufnahme der in Abs. 1 
genannten Daten in automatisierte Dateien unterrichtet.

§ 13 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig treten die Satzungen der vormaligen
Gemeinden Auleben, Hamma, Stadt Heringen, Uthleben und Windehausen außer Kraft.

Maik Schröter  			          Stadt Heringen/Helme, den 12.12.2011
Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter 
Bezeichnung des Sachverhalts geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, sind diese Verstöße unbeachtlich.

Maik Schröter
Bürgermeister

Gebührensatzung
über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen in kommunaler Trägerschaft

der Stadt Heringen/Helme

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1, 20 Abs. 2 Nr. 1 und 21 der Thüringer Kommunalordnung  
(ThürKO) i.d.F. Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41) zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Juni 2011 (GVBl. S. 99, 134), der §§ 2, 10 
und 12 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 19. Septem-ber 2000 (GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29. März 2011 (GVBl. S. 61), des § 90 des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und 
Jugendhilfe (SGB VIII) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 14. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 29.6.2011 (BGB. I S. 1306), der §§ 18, 
20 des Thüringer Gesetzes über die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Tage-
seinrichtungen und in Tagespflege als Ausführungsgesetz zum Achten Buch Sozialgesetzbuch 
- Kinder- und Jugendhilfe - (Thüringer Kindertageseinrich-tungsgesetz - ThürKitaG) vom 16. 
Dezember 2005 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 4. Mai 2010 
(GVBl. S. 105) sowie des § 10 der Satzung über die Benutzung der Kindertagesein-richtungen 
für Kinder der Stadt Heringen/Helme vom 12.12.2011 hat der Stadtrat der Stadt Heringen/
Helme in der Sitzung am 05.12.2011die folgende Gebührensatzung beschlossen: 

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die Kindertageseinrichtungen in Trägerschaft der Stadt Heringen/Helme.

§ 2 
Gebührenerhebung

Die Stadt erhebt für die Benutzung der Kindertageseinrichtungen Benutzungsgebühren und 
für die Verpflegung von Kindern in den Kindertageseinrichtungen Verpflegungskosten nach 
Maßgabe dieser Satzung.

§ 3 
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner sind die Eltern der Kinder in den Kindertageseinrichtungen. Mehrere 
Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.

(2) Eltern im Sinne dieser Satzung sind die jeweiligen Erziehungsberechtigten. 

§ 4 
Entstehen und Ende der Gebührenschuld

(1) Die Gebührenschuld für die Benutzung der Kindertageseinrichtungen entsteht mit der 
Aufnahme des Kindes in eine Kindertageseinrichtungen und endet mit dem Wirksamwerden 
der Abmeldung oder dem Ausschluss des Kindes.

(2) Die Gebührenschuld für die Inanspruchnahme von Verpflegungsangeboten beginnt mit der
Anmeldung zur Verpflegung und endet mit dem Wirksamwerden der Abmeldung von der Ver-
pflegung oder dem Wirksamwerden der Abmeldung vom Besuch der Kindertageseinrichtung 
sowie im Falle des Ausschlusses des Kindes.

§ 5 
Fälligkeit und Zahlung

(1) Die Gebühren sind als Monatsbetrag zu entrichten.

(2) Die Benutzungsgebühren sind am 15. eines jeden Monats für den laufenden Monat fäl-
lig und an die Stadtkasse zu entrichten. Die Verpflegungskosten sind am 15. eines Monats 
rückwirkend für den vorhergehenden Monat fällig und an die Stadtkasse zu entrichten. Die 
Gebührenzahlung soll bargeldlos erfolgen. Nur in begründeten Ausnahmefällen ist eine Bar-
einzahlung möglich.

(3) Die Zahlung erfolgt durch Einzugsermächtigung im Lastschriftverfahren. Das Konto der 
Eltern muss deshalb gedeckt sein. Eventuell anfallende Kosten für Rücklastschriften bei Nicht-
deckung des Kontos müssen von den Eltern getragen werden.

§ 6 
Verpflegungskosten

(1) Erhält das Kind in der Kindertageseinrichtung eine Verpflegung, so werden zusätzlich zu 
den Benutzungsgebühren Verpflegungskosten für jeden Tag erhoben, an dem das Kind anwe-
send ist. Für die Fälligkeit und den Zahlungsweg gilt § 5 (2) entsprechend.

(2) Wird ein Kind vom Besuch der Kindertageseinrichtungen abgemeldet, werden die Ver-
pflegungskosten taggenau, entsprechend der Anwesenheitsliste, im Folgemonat erstattet. Das 
Mittagessen muss von den Eltern bis spätestens 07:45 Uhr in der Kindertagesstätte abbestellt 
werden. Später eingegangene Abbestellungen können nicht mehr berücksichtigt werden.

(3) Bei der Erstattung der Verpflegungskosten gilt ein Tagessatz 2,00 EURO je Kind.

§ 7 
Benutzungsgebühren

(1) Die Gebühren für die Benutzung der Kindertageseinrichtungen sind auch zu entrichten, 
wenn die Einrichtung während der Ferien, zwischen Weihnachten und Neujahr oder aus 
sonstigen Gründen, geschlossen bleibt.

(2) Wird ein Kind während eines Monats in eine Kindertageseinrichtung aufgenommen, so ist 
bei einer Aufnahme bis einschließlich zum 15. des Monats die volle Gebühr für den Monat zu 
zahlen. Bei einer Aufnahme nach dem 15. des Monats ist die Hälfte der Gebühr für den Monat 
zu zahlen.
 
(3) Wenn ein Kind aufgrund ärztlich nachgewiesener Erkrankung die Kindertageseinrichtungen 
über einen Zeitraum von mehr als einem Monat nicht besuchen kann, wird die Benutzungsge-
bühr für diesen Zeitraum erstattet. Bei einer Abwesenheit für einen kürzeren Zeitraum bleibt 
die Höhe der Benutzungsgebühren unberührt.

§ 8 
Höhe der Benutzungsgebühren

(1) Die Höhe der Benutzungsgebühren bemisst sich nach der Altersreihenfolge der Kinder 
einer Familie, für die ein Anspruch auf Kindergeld besteht. Als Familie gelten Alleinerziehende 
sowie Ehepaare oder Personen, die in eheähnlicher Gemeinschaft gemäß § 20 SGB XII leben 
und ihre im selben Haushalt lebenden Kinder. Als Familie gelten auch Pflegefamilien.

(2) Für das älteste Kind, für das ein Anspruch auf Kindergeld besteht, betragen die Gebühren 
135,00 EURO. Für das zweitälteste Kind, für das ebenfalls ein Anspruch auf Kindergeld be-
steht, betragen die Gebühren 114,00 EURO (85 v.H.). Für das drittälteste Kind, für das jeweils 
ein Anspruch auf Kindergeld besteht, betragen die Gebühren 94,00 EURO (70 v.H.).

Anlage  
 
Formblatt 
zur Ausübung des Wunsch- und Wahlrechtes entsprechend § 4 ThürKitaG und 
zur Gewährleistung der damit verbundenen Finanzierung 
 
Die Gemeinde, in der sich die gewünschte Einrichtung befindet, wird vom Träger durch Vorlage des 
Schreibens über die bestätigte Ausübung des Wunsch- und Wahlrechts informiert. 
Die Eltern informieren ihre Wohnsitzgemeinde/zukünftige Wohnsitzgemeinde durch Vorlage dieses 
Schreibens. 
 
 
 
 
Bestätigung freier Kapazität 
 
Hiermit bestätigen wir, dass das Kind  .............................................................................  

aus der Gemeinde  ............................................................................................................  

ab  .....................................................................................................................................  

in die Kindertageseinrichtung  ..........................................................................................  

aufgenommen werden kann. 

 
 
...................................................  ...................................................  
Datum, Unterschrift und Stempel Datum, Unterschrift und Stempel 
des Trägers der Gemeinde 
 
 
 
 
Bestätigung der Wohnsitzgemeinde/zukünftigen Wohnsitzgemeinde 
 
Hiermit bestätigen wir, dass für das Kind  ........................................................................  

mit der bereitstellenden Gemeinde  .................................................................................  

die Pauschale entsprechend § 18 Absatz 6 ThürKitaG vereinbart wird. 

 
 
.......................................................................................... ..................................... 
Datum, Unterschrift und Stempel der Wohnsitzgemeinde/zukünftigen Wohnsitzgemeinde 
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Für das viertälteste und jedes weitere Kind für die jeweils ein Anspruch auf Kindergeld b 
steht, betragen die Gebühren 74,00 EURO (55 v.H.).

(3) Die Höhe der Benutzungsgebühr für Kinder von drei Monate bis zum vollendeten 2. 
Lebensjahr (Krippenkinder) beträgt 125 v.H. nach Abs. 2. Bei mehreren betreuten Krippen-
kindern einer Familie, ist die prozentuale Staffelung nach Absatz 2 entsprechend anzuwenden.

(4) Wird das Kind entsprechend der Anmeldung nur halbtags (maximal 5 Stunden) betreut, so
verringern sich die Benutzungsgebühren auf zwei Drittel vom Hundert der nach Absatz 2 und 
3 maßgeblichen Gebühr für eine Ganztagsbetreuung. Bei mehreren nur halbtags betreuten 
Kindern einer Familie, ist die prozentuale Staffelung nach Absatz 2 entsprechend anzuwenden.

(5) Die Höhe der Benutzungsgebühr für Hortkinder beträgt 42,00 EURO (30 v.H.) nach 
Absatz 2 Satz 1. Bei mehreren betreuten Hortkindern einer Familie, ist die prozentuale Staffe-
lung nach Absatz 2 entsprechend anzuwenden.

§ 9 
Festlegung der Gebühren, Auskunftspflichten

(1) Die Stadt erlässt jährlich einen Bescheid, aus dem die Höhe der Gebühren nach Maßgabe 
dieser Satzung hervorgeht.

(2) Die Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder ist durch Vorlage geeigneter Unterlagen zu 
belegen. Wird ein Nachweis nicht erbracht, werden die Gebühren in Höhe des für ein Kind 
maßgeblichen Betrages festgesetzt.

(3) Änderungen in der Zahl der Kinder, für die ein Anspruch auf Kindergeld besteht, sind der
Kindertageseinrichtung unter Vorlage der notwendigen Unterlagen unverzüglich zu melden. 
Erfolgt die Änderungsmeldung nicht bzw. nicht rechtzeitig, kann bei bekannt werden der für 
die Gebührenhöhe maßgeblichen Umstände rückwirkend bis zum Zeitpunkt der eingetrete-
nen Änderung die dann maßgebliche Gebühr erhoben werden.

§ 10 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig werden die Satzungen der vormaligen 
Gemeinden Auleben, Hamma, Stadt Heringen, Uthleben und Windehausen gegenstandslos.

Maik Schröter			         Stadt Heringen/Helme, den 12.12.2011
Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter 
Bezeichnung des Sachverhalts geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, sind diese Verstöße unbeachtlich.

Maik Schröter
Bürgermeister

Stadt Heringen/Helme
Festsetzung der Grundsteuer für das Kalenderjahr 2012 durch öffentliche

Bekanntmachung

Die Festsetzung durch öffentliche Bekanntmachung betrifft alle Grundsteuerpflichtigen, die
im Kalenderjahr 2012 die gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Für sie
wird die Grundsteuer für das Kalenderjahr 2012 gem. § 27 Abs.3 Grundsteuergesetz durch
diese öffentliche Bekanntmachung mit dem zuletzt für das Kalenderjahr 2011 veranlagten
Betrag festgesetzt.

Diese Steuerfestsetzung hat mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die Rechtswir-
kung eines schriftlichen Steuerbescheides.

Die Grundsteuerhebesätze bleiben gegenüber dem Vorjahr unverändert. Sie betragen:

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe		 - Grundsteuer A  300 v.H.
b) für die Grundstücke				    - Grundsteuer B  390 v.H.

der Grundsteuermessbeträge.

Soweit Änderungen in den Besteuerungsgrundlagen oder durch Eigentümerwechsel eintreten, 
wird hierfür ein entsprechender Grundsteuerbescheid erteilt.

Zahlungsaufforderung:
Die Steuerpflichtigen, die keine Ermächtigung zur Abbuchung der Grundsteuer erteilt haben,
werden gebeten, die Grundsteuer 2012 - wie im zuletzt ergangenen Bescheid festgesetzt -
zu entrichten.
Konto der Stadtkasse:	 Kreissparkasse Nordhausen
Konto-Nr.:      	 305004808
BLZ:               	 82054052

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach dieser öffentlichen
Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur
Niederschrift einzulegen bei der Stadt Heringen/Helme, OT Heringen, Straße der Einheit 
100, 99765 Heringen/Helme.

Bitte beachten Sie:
Die Einlegung eines Widerspruchs ändert nichts an der fristgerechten Zahlungspflicht.

Maik Schröter
Bürgermeister

SATZUNG
über die Erhebung der Hundesteuer in der Stadt Heringen/Helme

Auf Grund der §§ 19 (1) der Thüringer Stadt- und Landkreisordnung (ThürKO) i.d.F. der
Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Art. 8 des
Gesetzes vom 22. Juni 2011 (GVBl. S. 99, 134), der §§ 1, 2 und 10 ff. des Thüringer Kom-
munalabgabengesetzes (ThürKAG) i.d.F der Neubekanntmachung vom 19. September 2000 
(GVBl. S. 301) zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. März 2011 (GVBl. S. 61), hat der 
Stadtrat der Stadt Heringen/Helme in der Sitzung vom 05.12.2011 folgende Hundesteuersat-
zung  beschlossen:

§ 1 
Steuertatbestand

(1) Das Halten eines über vier Monate alten Hundes im Gebiet der Stadt Heringen/Helme 
unterliegt einer gemeindlichen Jahresaufwandsteuer nach Maßgabe dieser Satzung. Maßge-
bend ist das Kalenderjahr.

(2) Kann das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen werden, so ist davon auszugehen, dass 
der Hund älter als 4 Monate ist.

§ 2 
Steuerfreiheit

Steuerbefreiung ist auf schriftlichen Antrag zu gewähren für:

  	 1. 	Hunde, die ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben gehalten werden,

  	 2. 	Hunde, die nicht unter den Tatbestand der gefährlichen Hunde fallen und ausschließ	
		  lich für den Schutz, die Führung und Hilfe Blinder, hochgradig Sehbehinderter, Gehör	
		  loser, hochgradig Schwerhöriger oder hilfloser Personen gehalten werden. Befrei	
		  ungsberechtigt sind Personen, die schwerbehindert im Sinne des SGB IX sind und 	
		  Anspruch auf die Merkzeichen „B“, „BL“, „Gl“, „G“, „aG“ oder „H“ haben. Der Nach	
		  weis der Schwerbehinderung kann durch Vorlage des Schwerbehindertenausweises 	
		  erbracht werden, aus dem hervor geht, dass eine Behinderung entsprechend einer 	
		  Schwerbehinderung gemäß SGB IX, eingeschlossen die Berechtigung zu den genann	
		  ten Merkzeichen, vorliegt.

  	 3. 	 Sanitäts- und Rettungshunde des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariter	
		  bundes, des Malteser-Hilfsdienstes, der Johanniter-Unfallhilfe, des Technischen Hilfs	
		  werkes oder des Bundesluftschutzverbandes, die nicht unter den Tatbestand der 	
		  gefährlichen Hunde fallen und die ausschließlich für die Durchführung der diesen 	
		  Organisationen obliegenden Aufgaben gehalten werden,

  	 4. 	Hunde, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierheimen oder ähnli	
		  chen Einrichtungen untergebracht sind,

  	 5. 	Herdengebrauchshunde, die nicht unter den Tatbestand der gefährlichen Hunde 	
		  fallen, in der erforderlichen Anzahl,

§ 3 
Steuerschuldner, Haftung

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes, Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen 
Interesse oder im Interesse seiner Haushalts- oder Betriebsangehörigen aufgenommen hat. 
Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe oder zum Anlernen hält. Alle in einen Haushalt oder einen Betrieb aufgenommenen 
Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten.

(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamt-
schuldner.

(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer gesamtschuld-
nerisch.

§ 4 
Wegfall der Steuerpflicht; Anrechnung

(1) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzungen nur in weniger als drei aufeinander-
folgenden Kalendermonaten erfüllt werden.

(2) Wurde das Halten eines Hundes für das Steuerjahr oder für einen Teil des Steuerjahres 
bereits in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland besteuert, so ist die 
erhobene Steuer auf die Steuer anzurechnen, die für das Steuerjahr nach dieser Satzung zu 
zahlen ist. Mehrbeträge werden nicht erstattet.

§ 5 
Steuermaßstab und Steuersatz

(1) Die Steuer beträgt im Kalenderjahr für

1. den ersten Hund	 30,00 €
2. den zweiten Hund	 35,00 €
3. jeden weiteren Hund	 40,00 €
4. für den ersten gefährlichen Hund	 240,00 €
5. für jeden weiteren gefährlichen Hund	        400,00 €

Neben einem gefährlichen Hund wird für andere Hunde die Hundsteuer nach Absatz 1 Nr. 2 
und Nr. 3 erhoben. Neben mehreren gefährlichen Hunden wird für andere Hunde die Hun-
desteuer nach Absatz 1 Nr. 3 erhoben.

(2) Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewährt wird, sind bei der Berechnung der 
Anzahl der Hunde nicht anzusetzen.

(3) Hunde, für die die Steuer nach § 6 ermäßigt wird, gelten als Hunde nach Absatz 1 Nr.1.

(4) Als gefährliche Hunde im Sinne des Absatzes 1 gelten entsprechend § 3 Abs. 2 Nr.1 Thü-
ringer Gesetz zum Schutz der Bevölkerung vor Tiergefahren ThürTierGefG Pitbull-Terrier,
Staffordshire-Bullterrier, American Staffordshire-Terrier und Bullterrier sowie deren Kreuzun-
gen untereinander oder mit anderen Hunden. In Zweifelsfällen haben die Steuer-
schuldner Feststellungen zum Nachweis der Rasse oder der Kreuzung zu ermöglichen; an-
dernfalls
gilt der Hund als gefährlicher Hund.

(5) Als gefährliche Hunde gelten auch die Hunde, die von der Ordnungsbehörde gemäß § 3
Abs. 2 Nr. 2 ThürTierGefG als gefährlich eingestuft oder festgestellt sind.

§ 6 
Steuerermäßigungen

(1) Die Steuer ist auf schriftlichen Antrag um die Hälfte ermäßigt für

1. Hunde, die in Einöden und Weilern (Abs. 2) gehalten werden.

2. Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines Jagdscheins aus-
schließlich oder überwiegend zur Ausübung der Jagd oder des Jagd- oder Forstschutzes 
gehalten werden, sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei ist; für Hunde, die zur Ausübung 
der Jagd gehalten werden, tritt die Steuerermäßigung nur ein, wenn sie die jagdrechtliche 
normierte Brauchbarkeitsprüfung oder gleichgestellte Prüfungen mit Erfolg abgelegt haben.



(2) Als Einöde (Abs. 1 Nr. 1) gilt ein Anwesen, dessen Wohngebäude mehr als 500 m von 
jedem anderen Wohngebäude entfernt sind. Als Weiler (Abs. 1 Nr. 1) gilt eine Mehrzahl 
benachbarter Anwesen, die zusammen nicht mehr als 50 Einwohner zählen und deren Wohn-
gebäude mehr als 500 m von jedem anderen Wohngebäude entfernt sind.

(3) Ein Ermäßigungsgrund nach Absatz 1 kann nur für jeweils einen Hund des Steuerpflich-
tigen beansprucht werden. Für gefährliche Hunde (§ 5 Abs. 4 und 5) findet Absatz 1 keine 
Anwendung.

§ 7 
Allgemeine Bestimmungen für Steuerbefreiung, Steuerermäßigung

(1) Maßgebend für die Steuerbefreiung und Steuerermäßigung sind die Verhältnisse zu Beginn 
des Jahres. Beginnt die Hundehaltung erst im Laufe des Jahres, so ist dieser Zeitpunkt ent-
scheidend.
(2) Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn die Hunde für den 
angegebenen Verwendungszweck geeignet sind.

§ 8 
Entstehen der Steuerpflicht

Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des Jahres oder während des Jahres an dem Tag, an dem 
der Steuertatbestand verwirklicht wird.

§ 9 
Fälligkeit der Steuer

Die Steuerschuld wird einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabebescheides fällig.

§ 10 
Anzeigepflichten

(1) Wer im Gebiet der Stadt Heringen/Helme einen über vier Monate alten Hund hält, hat 
diesen innerhalb von 14 Tagen nach dem Beginn des Haltens oder nachdem der Hund das 
steuerpflichtige Alter erreicht hat, bei der Stadt Heringen/Helme - Steueramt - schriftlich 
anzumelden. 

(2) Endet oder ändert sich die Hundehaltung oder entfallen die Voraussetzungen für eine 
gewährte Steuerbefreiung bzw. Steuerermäßigung, so ist dieses der Stadt Heringen/Helme - 
Steueramt - innerhalb von 14 Tagen schriftlich mitzuteilen.

(3) Bei der An-, Um-, bzw. Abmeldung sind vom Hundehalter anzugeben:

     1. Name, Vorname und Adresse des Hundehalters, 
     2. Rasse, Alter bzw. Wurfdatum und Geschlecht des Hundes,
     3. Beginn der Haltung im Gebiet der Stadt Heringen/Helme, 
     4. Name, Vorname und Adresse des Vorbesitzers, 
     5. Datum der Abschaffung und Grund der Abmeldung und 
     6. Name, Vorname und Adresse des neuen Hundehalters. 

(4) Der Halter eines gefährlichen Hundes hat, nachdem er seinen Hund als gefährlich erkannt 
hat oder hätte erkennen müssen oder die zuständige Behörde dessen Gefährlichkeit fest-
gestellt hat, unverzüglich unter Angabe der Nummer der Hundesteuermarke eine formlose 
schriftliche Mitteilung an die Stadt Heringen/Helme - Steueramt - zu geben. 

(5) Endet die Haltung eines gefährlichen Hundes, gilt Absatz 4 entsprechend.

(6) Die Stadt übergibt bei der Anmeldung für jeden Hund eine Hundesteuermarke. Der Hun-
dehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes nur 
mit der sichtbar befestigten gültigen Steuermarke umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist 
verpflichtet, den Beauftragten der Stadt die gültige Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen. 
Bei Verlust der gültigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf Antrag eine neue Steuer-
marke ausgehändigt. Bei der Abmeldung des Hundes ist die Hundesteuermarke an die Stadt 
zurückzugeben.

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Satz 1 Nr. 2 ThürKAG handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig

     1. 		 entgegen § 10 der Satzung seine Anzeigepflichten nicht erfüllt, 
     2. 		 entgegen § 10 Abs. 2 der Satzung den Wegfall der Voraussetzungen für eine
         		 Steuervergünstigung nicht anzeigt, 
     3. 		 entgegen § 10 Abs. 6 der Satzung seinen Hund außerhalb der Wohnung oder seines 
         		 umfriedeten Grundbesitzes ohne gültige sichtbare Hundesteuermarke umherlaufen 	
		 lässt, 
     4. 		 entgegen § 10 Abs. 6 Satz 5 der Satzung die Steuermarke bei Beendigung der Hunde	
		 haltung nicht abgibt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 18 Satz 1 ThürKAG mit einer Geldbuße bis zu 
5000,00 € geahndet werden.

§ 12
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig treten die Satzungen der vormaligen
Gemeinden Auleben, Hamma, Stadt Heringen, Uthleben und Windehausen außer Kraft.

Maik Schröter		                              Stadt Heringen/Helme, den 12.12.2011
Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter 
Bezeichnung des Sachverhalts geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, sind diese Verstöße unbeachtlich.

Maik Schröter
Bürgermeister

SATZUNG
über die Erhebung von Gebühren im Marktwesen in der Stadt Heringen/Helme

(Marktgebührensatzung)

Auf Grund der §§ 19 Abs. 1 und 21 der Thüringer Stadt- und Landkreisordnung (ThürKO) 
i.d.F. der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch 
Art. 8 des Gesetzes vom 22. Juni 2011 (GVBl. S. 99, 134), der §§ 1, 2 und 10 ff. des Thüringer 

Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) i.d.F der Neubekanntmachung vom 19. September 
2000 (GVBl. S. 301) zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. März 2011 (GVBl. S. 61), und des 
§ 16 der örtlichen Satzung zur Regelung des Marktwesens vom 12.12.2011 hat der Stadtrat 
der Stadt Heringen/Helme in der Sitzung vom 05.12.2011 folgende Satzung über die Erhe-
bung von Gebühren im Marktwesen beschlossen:

§ 1 
Allgemeines

Für die Benutzung der Standplätze auf den Wochenmärkten und an den Markttagen der Stadt 
Heringen sind tägliche Grundgebühren sowie Marktstandgelder entsprechend der Größe der 
Standplätze zu entrichten. „Fliegende Händler“ entrichten eine wöchentliche Gebühr.

§ 2 
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist derjenige, dem der Standplatz zugewiesen wurde. Hat tatsächlich eine 
andere als die in Satz 1 bezeichnete Person den Standplatz inne, so haftet diese gemeinsam 
mit der in Satz 1 bezeichneten Person als Gesamtschuldner.

§ 3 
Höhe der Gebühr

(1) Die Grundgebühr beläuft sich auf € 5 pro Tag. Die darüber hinaus zu entrichtende Ver-
kaufsplatzgebühr bemisst sich nach der Frontlänge des Standes und beträgt € 1,50 je angefan-
genen Meter, wobei der Stand maximal drei Meter tief sein darf. Jeder angefangene Meter ist 
aufzurunden und wird als voller Meter berechnet.

(2) Für die „Fliegenden Händler“ beträgt die Standgebühr 10 €/Woche.

(3) Bei mehreren Markttagen pro Woche wird ein Aufschlag in Höhe von 75 % der unter 
Abs. 1 festgesetzten Gebühren je weiteren Markttag erhoben.

§ 4 
Auslagen

 
Die der Stadt entstehenden Energiekosten werden entsprechend dem aktuellen Tarif des 
Energieversorgungsunternehmens auf den Standplatzinhaber umgelegt.

§ 5 
Entstehung, Fälligkeit

Die Abgabepflicht entsteht mit der Zuteilung des Standplatzes. Gleichzeitig damit werden die 
Gebühren fällig.

§ 6 
Auskunftspflicht

Die Gebühren und Auslagenschuldner sind verpflichtet, den zur Festsetzung und zur Einzie-
hung bevollmächtigten Personen die zur Bemessung der Gebühren und Auslagen erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen. Hierzu zählen insbesondere auch die Größe der Verkaufsein-
richtungen und die Anschlusswerte bzw. der Verbrauch der betriebenen elektrischen Anlagen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig i. S. von § 18 ThürKAG nach dieser Bestimmung handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig entgegen § 6 die zur Bemessung der Gebühren und Auslagen erforderlichen 
Auskünfte nicht erteilt.

(2) Er kann mit einer Geldbuße bis zu 5000 € belegt werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit 
i.S. des Absatzes 1 ist die Stadt Heringen/Helme (§ 19 Abs. 1 Sätze 4 und 5 ThürKO).

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig treten die Marktgebührensatzungen 
der vormaligen Gemeinden Auleben, Hamma, Stadt Heringen, Uthleben und Windehausen 
außer Kraft.

Maik Schröter			          Stadt Heringen/Helme, den 12.12.2011

Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter 
Bezeichnung des Sachverhalts geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, sind diese Verstöße unbeachtlich.

Maik Schröter
Bürgermeister

SATZUNG
zur Regelung des Marktwesens (Marktsatzung) für die Stadt Heringen/Helme

Auf Grund der §§ 19 Abs. 1 und 21 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thür-
KO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Juni 2011 (GVBl. S. 99, 134), hat der Stadtrat 
der Stadt Heringen/Helme in der Sitzung vom 05.12.2011 die folgende Satzung zur Regelung 
des Marktwesens (Marktsatzung) beschlossen:

§ 1 
Marktbereich

(1) Die Stadt Heringen/Helme betreibt Märkte als öffentliche Einrichtungen.

(2) Wochenmärkte werden durchgeführt: im OT Heringen auf dem Kirchplatz.

(3) Kleinsterzeuger-, Trödel-, und Weihnachtsmärkte werden durchgeführt:

	 a)		 im OT Auleben auf dem Schlossplatz,
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	 b) 		im OT Hamma in der Hauptstraße (an der Linde)
	         c)  im OT Heringen auf dem Platz in der Schlossanlage,
	 d) 		im OT Uthleben auf der Freifläche vor der Kaufhalle in der Karl-Marx-Straße und
     			  auf dem Kirchhof,
	 e) 		im OT Windehausen in der Kirchstraße.

(4) Die „Fliegenden Händler“ erhalten nach Bedarf eine Zuweisung der Standplätze in der 
Stadt. Die als „Fliegende Händler“ bezeichnende Gewerbetreibende, sind selbstfahrende 
Verkaufswagen, die nicht länger als eine Stunde ihre Waren auf den zugewiesenen Standplät-
zen anbieten.

§ 2 
Markttage und Verkaufszeiten

(1) Die Wochenmärkte finden statt:

     im OT Heringen auf dem Kirchplatz Dienstag bis Freitag,
     in der Zeit von 10:00 Uhr bis 17:00 Uhr.

(2) Fällt auf einen der festgesetzten Tage ein Feiertag, dann findet der Wochenmarkt am 
vorhergehenden Werktag statt.

(3) Die zuständige Verwaltungsbehörde kann aus besonderen Anlässen die Marktplätze und 
die Marktzeiten abweichend festsetzen und den Standort des Marktes vorübergehend verle-
gen.

(4) Die Tage und die Verkaufszeiten für die Abhaltung von Jahrmärkten werden bei Bedarf 
von der zuständigen Verwaltungsbehörde festgesetzt.

§ 3 
Wochenmarktangebot

Auf dem Wochenmarkt - einer regelmäßig wiederkehrenden, zeitlich begrenzten Veranstal-
tung - darf eine Vielzahl von Anbietern nur rechtlich zugelassene Warenarten feilbieten.

§ 4 
Markthoheit

(1) Der Gemeingebrauch an öffentlichen Wegen und Plätzen ist im Marktbereich während 
der Öffnungszeiten des Wochenmarktes sowie während des zum Auf- und Abbau der Stände 
benötigten Zeitraumes in dem Maße eingeschränkt, in dem es für den Marktverkehr erfor-
derlich ist.

(2) Der Marktverkehr geht innerhalb des Marktbereiches während dieser Zeit den übrigen 
öffentlichen Verkehrsbelangen vor.

(3) Die Stadt kann aus sachlich gerechtfertigtem Grund im Einzelfall den Zutritt zum Markt-
platz je nach den Umständen befristet oder nicht befristet oder räumlich begrenzt untersa-
gen. Ein sachlich gerechtfertigter Grund liegt insbesondere vor, wenn gegen diese Satzung 
oder gegen eine aufgrund dieser Satzung ergangene Anordnung gröblich oder wiederholt 
verstoßen wird.

(4) Die Stadt Heringen/Helme kann den Markt auf bestimmte Anbietergruppen beschränken, 
wenn dies für die Erreichung des Marktzwecks erforderlich ist.

§ 5 
Marktaufsicht

Die Marktaufsicht wird von den durch die Stadt Heringen/Helme beauftragten Personen
wahrgenommen, deren Anweisungen zu befolgen sind.

§ 6 
Standplätze

(1) Auf dem Platz in der Straße des Marktes dürfen Waren nur von einem zugewiesenen 
Standplatz aus feilgeboten werden.

(2) Die Zuweisung eines Standplatzes erfolgt auf schriftlichen Antrag durch die Stadt. Zur
Teilnahme am Markt ist nach Maßgabe der für alle Antragsteller geltenden Bestimmungen die-
ser Satzung grundsätzlich jeder berechtigt, der dem Teilnehmerkreis des Marktes angehört. Ist 
ein Bewerberüberschuss mit gleichartigem Angebot vorhanden, entscheidet das Los innerhalb 
der jeweiligen Anbietergruppe.

(3) Die Erlaubnis ist nicht übertragbar.

(4) Sie kann von der Stadt versagt werden, wenn ein sachlich gerechtfertigter Grund vorliegt. 
Ein solcher Grund für die Versagung liegt insbesondere vor, wenn

     1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Benutzer die für die Teilnahme am
         Wochenmarkt erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, oder

     2. der zur Verfügung stehende Platz nicht ausreicht.

(5) Die Erlaubnis kann von der Stadt widerrufen werden, wenn ein sachlich gerechtfertigter 
Grund vorliegt. Ein solcher Grund für den Widerruf liegt insbesondere vor, wenn

     1. der Standplatz wiederholt nicht benutzt wird,
     2. der Platz des Marktes ganz oder teilweise für bauliche Änderungen oder andere öffent	
         liche Zwecke benötigt wird,
     3. der Inhaber der Erlaubnis oder dessen Mitarbeiter oder Beauftragte erheblich oder     	
         trotz Mahnung wiederholt gegen die Bestimmungen dieser Marktsatzung verstoßen    	
         haben,
     4. gegen Anordnungen der Marktaufsicht verstoßen wird,
     5. ein Standinhaber die nach der Marktgebührensatzung in der Stadt Heringen/Helme in 	
         ihrer
         jeweils gültigen Fassung fälligen Gebühren trotz Aufforderung nicht bezahlt.

(6) Wird die Erlaubnis widerrufen, kann die Stadt die sofortige Räumung des Standplatzes 
verlangen.

(7) Die Standinhaber erhalten im Rahmen der vorhandenen Plätze jeweils höchstens einen 
Stand. Hiervon kann abgewichen werden, wenn der Markt nicht voll belegt ist.

(8) Es besteht kein Anspruch auf Zuweisung oder Behalten eines bestimmten Standplatzes.

(9) Der Standinhaber darf nur die ihm zugewiesene Fläche benutzen. Es ist nicht gestattet, 
den zugewiesenen Platz eigenmächtig zu wechseln oder anderen Händlern zu überlassen.

(10) Die Plätze für gleichartige Wochenmarktartikel werden zusammenhängend verteilt. In

begründeten Ausnahmefällen kann hiervon abgewichen werden.

(11) Für das Verfahren nach Absatz 2 gelten die Bestimmungen des Thüringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (ThürVwVfG) über die Genehmigungsfiktion (§ 42a ThürVwVfG) und zum 
Verfahren über die einheitliche Stelle (§§ 71a bis 71e ThürVwVfG).

§ 7 
Verkaufseinrichtungen

(1) Als Verkaufseinrichtungen auf dem Marktplatz sind nur Verkaufswagen, -anhänger und 
-stände zugelassen.

(2) Verkaufseinrichtungen dürfen nicht höher als 3 m sein, Kisten und ähnliche Gegenstände 
nicht höher als 1,50 m gestapelt werden.

(3) Vordächer von Verkaufseinrichtungen dürfen die zugewiesene Grundfläche nur nach der 
Verkaufsseite und nur höchstens 1 m überragen. Sie müssen mindestens eine lichte Höhe von
2,10 m, gemessen ab Marktoberfläche, haben.

(4) Verkaufseinrichtungen und Marktschirme müssen standfest sein und dürfen nur in der 
Weise aufgestellt werden, dass die Marktoberfläche nicht beschädigt wird. Sie dürfen ohne 
Erlaubnis der Stadt weder an Bäumen und deren Schutzvorrichtungen noch an Verkehrs-, 
Energie-, Fernsprech- oder ähnlichen Einrichtungen befestigt werden.

(5) Zwischen den einzelnen Verkaufsständen müssen Zwischenräume von nicht unter 0,50 
m Breite vorhanden sein. In den Gängen und Durchfahrten der Marktanlagen dürfen Waren, 
Leergut und andere Gegenstände nicht abgestellt werden. Bei der Auslage der Waren dürfen 
die Standplatzgrenzen nicht überschritten werden.

(6) Die Verkaufsstände sowie die feilgebotenen Waren müssen den einschlägigen lebensmit-
tel- und hygienerechtlichen Vorschriften entsprechen.

(7) Die Standinhaber haben an ihren Verkaufsständen an gut sichtbarer Stelle ihren Familien-
namen mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen sowie ihre Anschrift in deutlich 
lesbarer Schrift anzubringen. Standinhaber, die eine Firma führen, haben ihre Firma in der 
vorbezeichneten Weise anzugeben.

§ 8 
Auf- und Abbau der Verkaufseinrichtungen

(1) Mit dem Aufbau der Verkaufsstände darf frühestens zwei Stunden vor Beginn des Marktes
begonnen werden. Der Aufbau muss mit Beginn des Marktes beendet sein.

(2) Sind die zugewiesenen Plätze nicht rechtzeitig belegt, so ist die Marktaufsicht berechtigt, 
über den Platz anderweitig zu verfügen.

(3) Den Auf- und Abbau der Stände haben die Händler selbst zu besorgen bzw. zu überwa-
chen.

(4) Die zugewiesenen Standplätze müssen zwei Stunden nach Marktschluss geräumt sein.

§ 9 
Fahrzeugverkehr

(1) Von Beginn des Marktes bis Marktschluss darf der Marktplatz nicht mit Kraftfahrzeugen 
befahren werden.

(2) Außer Verkaufswagen und -anhängern dürfen keine Fahrzeuge während der Marktzeit 
auf dem Marktplatz abgestellt werden. Motorräder, Mopeds, Mofas und ähnliche Fahrzeuge 
sowie Fahrräder dürfen innerhalb des Marktgeländes nicht mitgeführt werden.

§ 10 
Kennzeichnung der Ware, Preisauszeichnung

Alle Waren sind unter Beachtung der hierfür geltenden gesetzlichen Bestimmungen handels-
üblich zu kennzeichnen und mit dem Verkaufspreis auszuzeichnen.

§ 11 
Lebende Tiere

Lebende Tiere sind in hinreichend geräumigen Behältnissen unterzubringen.

§ 12 
Berühren von Lebensmitteln

Den Marktbesuchern ist es nicht gestattet, die zum Verkauf gestellten Lebensmittel vor dem 
Ankauf zu berühren. Die Verkäufer dürfen solche Waren vor dem Verkauf nicht betasten 
lassen.

§ 13 
Verhalten auf dem Wochenmarkt

(1) Alle Teilnehmer am Marktverkehr haben mit dem Betreten des Marktplatzes die Be-
stimmungen dieser Satzung sowie die Anordnungen der Stadt zu beachten. Die allgemein 
geltenden Vorschriften, insbesondere der Gewerbeordnung, der Preisangabenverordnung, 
des Eichgesetzes, des Lebensmittelrechtes und der Lebensmittelhygienebestimmungen sind 
zu beachten.

(2) Jeder hat sein Verhalten und den Zustand seiner Sachen auf dem Marktplatz so einzurich-
ten, dass Dritte nicht geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar 
behindert oder belästigt werden.

(3) Es ist insbesondere unzulässig:

     1. Waren im Umhergehen anzubieten,
     2. Werbematerial aller Art und sonstige Gegenstände außerhalb des zugewiesenen Stand	
         platzes zu verteilen,
     3. nicht mit dem Marktverkehr zusammenhängende gewerbliche Tätigkeiten jeder Art 	
         auszuüben,
     4. überlaut Ware anzupreisen und überlaute Vorträge zu halten,
     5. Megaphone und sonstige Tonträger zu verwenden,
     6. Hunde und andere Tiere auf den Markt mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde 	
         sowie Tiere, die aufgrund marktrechtlicher Bestimmungen zugelassen und zum Verkauf 	
         auf dem Wochenmarkt bestimmt sind,
     7. sich bettelnd, hausierend oder betrunken während der Marktzeiten auf dem Marktge	
         lände aufzuhalten.
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§ 14
Reinigung und Sauberhaltung des Marktplatzes;Abtransport der Abfälle

(1) Jede vermeidbare Beschmutzung der Marktanlage ist verboten.

(2) Die Platzinhaber sind für die Reinhaltung des Standes und der davor gelegenen Gänge und
Fahrbahnen verantwortlich.

(3) Es ist untersagt, Abfälle irgendwelcher Art in die Gänge, Straßen oder Verkaufsstände zu 
werfen oder von außen in den Marktbereich zu bringen.

(4) Abfälle und Kehricht sind innerhalb des Standplatzes von dem Standinhaber nach Markt-
schluss zusammenzufegen. Abfälle, Kehricht, Leergut, Kisten, Kartons und sonstige Verpac-
kungsmaterialien sind mitzunehmen.

§ 15 
Ausschluss vom Marktverkehr

Bei einer Zuwiderhandlung gegen diese Marktordnung kann der Marktbenutzer für die Dauer 
des Markttages, bei wiederholten oder besonders schweren Zuwiderhandlungen für eine 
befristete Zeit vom Markt ausgeschlossen werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der 
Marktordnung, insbesondere zur Vermeidung weiterer Zuwiderhandlungen gegen die Markt-
ordnung, geboten erscheint. Im übrigen kann die Erlaubnis gemäß § 6 Abs. 5 widerrufen 
werden.

§ 16 
Gebühren und Auslagen

Für die Benutzung der zugewiesenen Standplätze sind Gebühren nach der Marktgebühren-
satzung der Stadt Heringen/Helme in ihrer jeweils gültigen Fassung zu entrichten und die der 
Stadt Heringen/Helme entstandenen Auslagen anteilig zu erstatten.

§ 17 
Zuwiderhandlungen

(1) Zuwiderhandlungen gegen Ge- oder Verbote dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten 
im Sinne des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWIG) in der jeweils gültigen Fassung.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

       1. entgegen § 5 den Weisungen der Marktaufsicht nicht nachkommt,
       2. entgegen § 6 Abs. 1 von einem anderen Platz Waren feilbietet, 
       3. entgegen § 6 Abs. 9 eine andere als die ihm zugewiesene Fläche benutzt, den zugewie  	
           senen Platz eigenmächtig wechselt oder anderen Händlern überlässt,
       4. entgegen § 7 Abs. 2 und 3 die für die Verkaufseinrichtungen festgelegten Maße nicht    	
           einhält,
       
       5. entgegen § 7 Abs. 4 Verkaufseinrichtungen nicht standfest aufstellt, die Marktoberflä  	
           che beschädigt, Verkaufseinrichtungen an anderen Einrichtungen befestigt,
       6. entgegen § 7 Abs. 7 die Vorschriften über die Namens- bzw. Firmenanbringung nicht 	
           beachtet,
       7. entgegen § 8 Abs. 1 früher als zwei Stunden vor Beginn des Marktes mit dem Aufbau 	
           beginnt oder den Aufbau eines Standes nicht beendet hat oder entgegen § 8 Abs. 4 	
           den zugewiesenen Standplatz nach Marktschluss nicht rechtzeitig räumt,
       8. entgegen § 9 Abs. 1 während der Marktzeiten den Marktplatz mit einem Kraftfahrzeug 	
           befährt,
       9. entgegen § 9 Abs. 2 während der Marktzeit Fahrzeuge auf dem Marktplatz abstellt 	
           oder Motorräder, Mopeds, Mofas und ähnliche Fahrzeuge während der Marktzeit    	
           innerhalb des Marktgeländes mitführt,
     10. entgegen § 11 lebende Tiere anders unterbringt und behandelt,
     11. entgegen § 12 Waren vor dem Kauf durch Käufer berühren lässt,
    
    
     12. entgegen § 13 Abs. 2 aufgrund seines Verhaltens und durch den Zustand seiner Sachen 	
           Dritte schädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert   	
           oder belästigt,
     13. entgegen § 13 Abs. 3 Ziff. 1 Waren im Umhergehen anbietet,
     14. entgegen § 13 Abs. 3 Ziff. 2 Werbematerial oder sonstige Gegenstände außerhalb des
           zugewiesenen Standplatzes verteilt,
     15. entgegen § 13 Abs. 3 Ziff. 3 nicht mit dem Marktverkehr zusammenhängende gewerb	
           liche Tätigkeiten auf dem Markt ausübt,
     16. entgegen § 13 Abs. 3 Ziff. 4 überlaut Ware anpreist und überlaute Vorträge hält,
     17. entgegen § 13 Abs. 3 Ziff. 5 Megaphone und sonstige Tonträger verwendet,
     18. entgegen § 13 Abs. 3 Ziff. 6 Hunde und andere Tiere auf den Markt mitbringt,
     19. entgegen § 13 Abs. 3 Ziff. 7 während der Marktzeiten auf dem Markt bettelt, hausiert 	
           oder sich in betrunkenem Zustand dort aufhält,
     20. entgegen § 14 Abs. 1 bis 4 den Vorschriften über Reinigung und Sauberhaltung sowie
           Abtransport der Abfälle zuwiderhandelt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 19 Abs. 1 Sätze 4 und 5 ThürKO nach dieser 
Bestimmung mit einer Geldbuße von bis zu 5.000 € geahndet werden.

(4) Verstöße gegen sonstige gesetzliche Bestimmungen werden nach den jeweils hierfür 
geltenden Vorschriften geahndet.

§ 18 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig treten die Marktsatzungen der vor-
maligen Gemeinden Auleben, Hamma, Stadt Heringen, Uthleben und Windehausen außer 
Kraft.

Maik Schröter		       	        Stadt Heringen/Helme, den 12.12.2011
Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter 
Bezeichnung des Sachverhalts geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, sind diese Verstöße unbeachtlich.

Maik Schröter
Bürgermeister

SATZUNG
über die Straßenreinigung (Straßenreinigungssatzung) 

im Gebiet der Stadt Heringen/Helme

Aufgrund des § 19 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung 
der
Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert Artikel 8 des 
Gesetzes vom 22. Juni 2011 (GVBl. S. 99, 134), und des § 49 des Thüringer Straßenge-
setzes (ThürStrG) vom 07. Mai 1993 (GVBl. S. 273) in der Fassung vom 23. September 
2003 (GVBl. S. 433), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. März 2005, (GVBl. S. 58), 
hat der Stadtrat der Stadt Heringen/Helme in seiner Sitzung am 05.12.2011 folgende 
Satzung über die Straßenreinigung (Straßenreinigungssatzung) im Gebiet der Stadt 
Heringen/Helme beschlossen:

I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§ 1
Übertragung der Reinigungspflicht

Die Verpflichtung zur Reinigung der öffentlichen Straßen nach § 49 Abs. 1 bis 3 Thür-
StrG wird nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen auf die Eigentümer und Besitzer 
der durch
öffentliche Straßen erschlossenen, bebauten und unbebauten Grundstücke übertragen.

§ 2 
Gegenstand der Reinigungspflicht

(1) Zu reinigen sind innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürStrG) 
alle
öffentlichen Straßen,

(2) Die Reinigungspflicht erstreckt sich auf:
	 a)		  die Fahrbahnen einschließlich Radwege, Standspuren,
	 b)		  die Parkplätze,
	 c)		  die Straßenrinnen und Einflußöffnungen der Straßenkanäle
	 d)		  die Gehwege und Schrammborde,
	 e)		  Böschungen, Stützmauern und ähnliches,
	 f)		  die Überwege.

(3) Gehwege im Sinne dieser Satzung sind die für den Fußgängerverkehr ausdrücklich
bestimmten und äußerlich von der Fahrbahn abgegrenzten Teile der Straße, ohne 
Rücksicht auf ihren Ausbauzustand und auf die Breite der Straße (z.B. Bürgersteige, 
unbefestigte Gehwege, Seitenstreifen) sowie räumlich von einer Fahrbahn getrennte 
selbständige Fußwege. Soweit in Fußgängerzonen (Zeichen 242 StVO) und in ver-
kehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325 StVO) Gehwege nicht vorhanden sind, gilt als 
Gehweg ein Streifen von 1,5 m Breite entlang der Grundstücksgrenze. 
Sicherheitsstreifen bis 0,5 m, sog. Schrammborde, sind keine Gehwege im Sinne dieser 
Satzung.

(4) Überwege sind die als solche besonders gekennzeichneten Überwege für den 
Fußgänger-
verkehr sowie die Überwege an Straßenkreuzungen und Einmündungen in Verlänge-
rung der
Gehwege.

§ 3
Verpflichtete

(1) Verpflichtete im Sinne dieser Satzung für die in § 1 bezeichneten Grundstücke sind 
die Eigentümer, Erbbauberechtigten, Wohnungseigentümer, Nießbraucher nach §§ 
1030 ff BGB, Wohnungsberechtigten nach § 1093 BGB sowie sonstige zur Nutzung des 
Grundstückes dinglich Berechtigte, denen - abgesehen von der oben erwähnten Woh-
nungsberechtigung - nicht nur eine Grunddienstbarkeit oder eine beschränkt persönli-
che Dienstbarkeit zusteht.

(2) Gleiches gilt für sonstige Besitzer, die das Grundstück gebrauchen, wenn sie die 
durch diese Satzung begründeten Verpflichtungen vertraglich übernommen haben und 
wenn dazu die Stadt ihre jederzeit frei widerrufliche Genehmigung erteilt hat.

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichteten haben in geeigneter Weise Vorsorge 
zu treffen, dass die ihnen nach dieser Satzung auferlegten Verpflichtungen ordnungsge-
mäß von einem Dritten erfüllt werden, wenn sie das Grundstück nicht oder nur uner-
heblich selbst nutzen. Name und Anschrift des Dritten sind der Gemeinde umgehend 
mitzuteilen.

(4) Verpflichtete nach Absatz 1 können nur dann in Anspruch genommen werden, 
wenn die Reinigungspflicht gegenüber Verpflichteten nach Absatz 2 nicht durchsetzbar 
ist.

(5) Liegen mehrere Grundstücke hintereinander zur sie erschließenden Straße, so 
bilden das an die Straße angrenzende Grundstück (Vorderliegergrundstück) und die 
dahinterliegenden Grundstücke (Hinterliegergrundstücke) eine Straßenreinigungsein-
heit. Hinterliegergrundstücke sind jedoch nur solche Grundstücke, die nicht selbst an 
die öffentliche Straße oder einen öffentlichen Weg angrenzen. Die Grundstücke bilden 
auch dann eine Straßenreinigungseinheit, wenn sie durch mehrere Straßen erschlossen 
werden. Hintereinander zur sie erschließenden Straße liegen Grundstücke dann, wenn 
sie mit der Hälfte oder mehr ihrer dieser Straße zugekehrten Seite hinter dem Vorder-
liegergrundstück liegen.

Die Eigentümer und Besitzer der zur Straßenreinigungseinheit gehörenden Grundstüc-
ke sind abwechselnd reinigungspflichtig. Die Reinigungspflicht wechselt von Woche zu 
Woche. Sie beginnt jährlich neu mit dem ersten Montag eines jeden Jahres bei dem 
Verpflichteten des Vorderliegergrundstückes, fortfahrend in der Reihenfolge der dahin-
terliegenden Grundstücke.

§ 4 
Umfang der Reinigungspflicht

Die Reinigungspflicht umfaßt
		 a)   	die allgemeine Straßenreinigung (§§ 5 bis 7) und
		 b)	 den Winterdienst (§§ 8 und 9).

II ALLGEMEINE STRASSENREINIGUNG

§ 5 
Umfang der allgemeinen Straßenreinigung

(1) Die ausgebauten Straßen (Straßenabschnitte, Straßenteile) sind regelmäßig und so 
zu reinigen, daß eine Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, insbesondere 
eine Gesundheitsgefährdung, infolge Verunreinigung der Straße aus ihrer Benutzung 
oder durch Witterungseinflüsse vermieden oder beseitigt wird. Ausgebaut im Sinne 
dieser Satzung sind Straßen (Straßenabschnitte, Straßenteile), wenn sie mit einer festen 
Decke (Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, Bitumen oder einem in ihrer Wirkung ähnli-
chen Material) versehen sind.
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(2) Bei nicht ausgebauten Straßen (Straßenabschnitte, Straßenteile) oder Straßen mit
wassergebundener Decke umfaßt die Reinigung nur das Beseitigen von Fremdkörpern, gro-
ben Verunreinigungen, Laub, Schlamm oder ähnlichem.

(3) Der Staubentwicklung beim Straßenreinigen ist durch Besprengen mit Wasser vorzubeu-
gen, soweit nicht besondere Umstände entgegenstehen (z.B. ausgerufener Wassernotstand).

(4) Bei der Reinigung sind solche Geräte zu verwenden, die die Straße nicht beschädigen.

(5) Der Straßenkehricht ist sofort zu beseitigen. Er darf weder Nachbarn, noch Straßensink-
kästen, sonstigen Entwässerungsanlagen, offenen Abwässergräben, öffentlich aufgestellten 
Einrichtungen (z.B. Papierkörbe, Glas- und Papiersammelcontainer) und öffentlich unterhalte-
nen Anlagen (z.B. Gruben, Gewässer usw.) zugeführt werden.

§ 6 
Reinigungsfläche

(1) Die zu reinigende Fläche erstreckt sich vom Grundstück aus in der Breite, in der es zu 
einer oder mehreren Straßen hin liegt, bis zur Mitte der Straße. Bei Eckgrundstücken vergrö-
ßert sich die Reinigungsfläche bis zum Schnittpunkt der Straßenmitten. Bei Plätzen ist außer 
dem Gehweg und der Straßenrinne ein 4 m breiter Streifen - vom Gehwegrand in Richtung 
Fahrbahn bzw. Platzmitte
 - zu reinigen.

(2) Hat die Straße vor einem Grundstück eine durch Mittelstreifen oder ähnliche Einrichtun-
gen getrennte Fahrbahn, so hat der Verpflichtete die gesamte Breite der seinem Grundstück 
zugekehrten Fahrbahn zu reinigen.

§ 7 
Reinigungszeiten

(1) Soweit nicht besondere Umstände (plötzlich oder den normalen Rahmen übersteigende 
Verschmutzung) ein sofortiges Räumen notwendig machen, sind die Straßen durch die nach 
§ 3 Verpflichteten einmal wöchentlich am Tag vor einem Sonntag oder einem gesetzlichen 
Feiertag

		 a) 	 in der Zeit vom 01. April bis 30. September bis spätestens 18.00 Uhr
		 b) 	 in der Zeit vom 01. Oktober bis 31. März bis spätestens 16.00 Uhr

zu reinigen.

(2) Darüber hinaus kann die Stadt bestimmen, daß in besonderen Fällen (Veranstaltungen, 
Volks- und Heimatfeste, Umzüge und ähnliches) einzelne Straßen zusätzlich gereinigt werden 
müssen. Derartige Verpflichtungen sind öffentlich bekannt zu machen.

(3) Die Reinigungspflicht des Verursachers nach § 17 Abs. 1 Thüringer Straßengesetz und § 32 
Abs. 1 Straßenverkehrsordnung bleibt unberührt.

III WINTERDIENST

§ 8 
Schneeräumung

(1) Neben der allgemeinen Straßenreinigungspflicht haben die Verpflichteten bei Schneefall 
die Gehwege und Zugänge zu Überwegen vor ihren Grundstücken in einer solchen Breite 
von Schnee zu räumen, daß der Verkehr nicht mehr als unvermeidbar beeinträchtigt wird.

Soweit in Fußgängerzonen (Zeichen 242 StVO) und in verkehrsberuhigten Bereichen (Zei-
chen 325 StVO) Gehwege nicht vorhanden sind, gilt als Gehweg ein Streifen von 1,5 m Breite 
entlang der Grundstücksgrenze.

Bei Straßen mit einseitigem Gehweg sind sowohl die Eigentümer oder Besitzer der auf der 
Gehwegseite befindlichen Grundstücke als auch die Eigentümer oder Besitzer der auf der 
gegenüberliegenden Straßenseite befindlichen Grundstücke zum Winterdienst auf diesem 
Gehweg verpflichtet. In Jahren mit gerader Endziffer sind die Eigentümer oder Besitzer der 
auf der Gehwegseite befindlichen Grundstücke, in Jahren mit ungerader Endziffer die Eigen-
tümer oder Besitzer der auf der gegenüberliegenden Straßenseite befindlichen Grundstücke 
verpflichtet.

Die in Frage kommenden Gehwegfläche bestimmt sich nach § 6 Abs. 1 der Satzung, wobei 
bei den gegenüberliegenden Grundstücken deren Grundstücksbreite auf die Gehwegseite zu 
projizieren ist.

Mündet in Straßen mit einseitigem Gehweg auf der dem Gehweg gegenüberliegenden Seite 
eine Straße ein, so sind die Eigentümer oder Besitzer der Eckgrundstücke verpflichtet, zusätz-
lich zu der vorstehend festgelegten Gehwegfläche auch den Teil des Gehweges von Schnee zu 
räumen, der gegenüber der einmündenden Straße liegt, und zwar jeweils bis zur gedachten 
Verlängerung der Achse der einmündenden Straße.

(2) Die von Schnee geräumten Flächen vor den Grundstücken müssen so aufeinander ge-
stimmt sein, dass eine durchgehende benutzbare Gehwegfläche gewährleistet ist. Der später 
Räumende muss sich insoweit an die schon bestehende Gehwegrichtung vor den Nachbar-
grundstücken bzw. Überwegrichtung vom gegenüberliegenden Grundstück anpassen.

(3) Für jedes Hausgrundstück ist ein Zugang zur Fahrbahn und zum Grundstückseingang in 
einer Breite von mindestens 1,5 Meter zu räumen.

(4) Festgetretener oder auftauender Schnee ist ebenfalls - soweit möglich und zumutbar - zu
lösen und abzulagern.

(5) Soweit den Verpflichteten die Ablagerung des zu beseitigenden Schnees und der Eisstücke
auf Flächen außerhalb des Verkehrsraumes nicht zugemutet werden kann, darf der Schnee auf
Verkehrsflächen nur so abgelagert werden, daß der Verkehr und vor allem auch die Räum-
fahrzeuge möglichst wenig beeinträchtigt werden.

(6) Die Abflußrinnen müssen bei Tauwetter von Schnee freigehalten werden.

(7) Die in den vorstehenden Absätzen festgelegten Verpflichtungen gelten für die Zeit von 
07.00 bis 20.00 Uhr. Sie sind bei Schneefall jeweils unverzüglich durchzuführen.

§ 9 
Beseitigung von Schnee- und Eisglätte

(1) Bei Schnee- und Eisglätte haben die Verpflichteten die Gehwege, die Zugänge zu Überwe-
gen, die Zugänge zur Fahrbahn und zum Grundstückseingang derart und so rechtzeitig zu be-
streuen, dass Gefahren nach allgemeiner Erfahrung nicht entstehen können. Dies gilt auch für 
„Rutschbahnen“. In Fußgängerzonen und verkehrsberuhigten Bereichen findet § 9 Abs. 1 Satz 
2 Anwendung. Bei Straßen mit einseitigem Gehweg findet für die Beseitigung von Schnee- und

Eisglätte die Regelung des § 9 Abs. 1 Sätze 3 ff. Anwendung.
(2) Bei Eisglätte sind Bürgersteige grundsätzlich in voller Breite und Tiefe, Zugänge zur Fahr-
bahn und zu Überwegen in einer Breite von 1,5 m abzustumpfen. Noch nicht vollständig
ausgebaute/fertiggestellte Gehwege müssen in einer Mindesttiefe von 1,5 m, in der Regel an 
der Grundstücksgrenze beginnend, abgestumpft werden. § 9 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Bei Schneeglätte braucht nur die nach § 9 zu räumende Fläche abgestumpft zu werden.

(4) Als Streumaterial sind vor allem Sand, Splitt und ähnliches abstumpfendes Material zu
verwenden. Handelsübliches Streusalz darf nur in geringen Mengen zur Beseitigung
festgetretener Eis- und Schneerückstände verwendet werden. Die Rückstände müssen nach
ihrem Auftauen sofort beseitigt werden.

(5) Auftauendes Eis auf den in den Abs. 2 und 3 bezeichneten Flächen ist aufzuhacken und
entsprechend der Vorschrift des § 9 Abs. 5 zu beseitigen.

(6) Beim Abstumpfen und Beseitigen von Eisglätte dürfen nur solche Hilfsmittel verwendet
werden, die die Straßen nicht beschädigen.

(7) § 9 Abs. 7 gilt entsprechend.

IV SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§ 10 
Ausnahmen

Befreiungen von der Verpflichtung zur Reinigung der Straße können ganz oder teilweise nur 
dann auf besonderen Antrag erteilt werden, wenn auch unter Berücksichtigung des allgemei-
nen Wohles die Durchführung der Reinigung dem Pflichtigen nicht zugemutet werden kann.

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Vorsätzliche und fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften dieser Satzung können
gemäß § 19 Abs. 2 und § 19 Abs. 1 S. 4 und 5 ThürKO nach dieser Bestimmung in Verbindung
mit § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) mit einer Geldbuße bis zu 5.000 
Euro geahndet werden. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 OWiG ist die 
Stadt.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
		  1. entgegen den §§ 5 und 6 der Reinigung der Straßen nicht oder nicht vollständig 	
		      nachkommt,
		  2. entgegen § 7 die Reinigung nicht anlassbezogen bzw. turnusgemäß durchführt,
		  3. entgegen den §§ 8 und 9 der Beseitigung von Schnee, Schnee- und Eisglätte 	
		      nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt.

§ 12 
Zwangsmaßnahmen

Die Vollstreckung der nach dieser Satzung ergangenen Verwaltungsverfügungen erfolgt nach 
dem Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (ThürVwZVG) in der 
jeweils aktuellen Fassung mittels Ersatzvornahme auf Kosten des Verpflichteten oder Festset-
zung eines Zwangsgeldes. Das Zwangsgeld kann wiederholt werden.

§ 13 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten die
Satzungen über die Straßenreinigung der vormaligen Gemeinden Auleben, Hamma, Stadt
Heringen, Uthleben und Windehausen außer Kraft.

Maik Schröter                                                             Stadt Heringen/Helme, den 12.12.2011
Bürgermeister

Bekanntmachungshinweis:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigungund diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt geltend gemacht werden. Siesind schriftlich unter 
Bezeichnung des Sachverhalts geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, sind diese Verstöße unbeachtlich.

Maik Schröter
Bürgermeister

Stadt Heringen / Helme Heringen
/ Helme, den 13.12.2011

AMTLICHE BEKANNTMACHUNG

Satzung zur Veränderungssperre gemäß §§ 14 und 16 BauBG für den räumlichen 
Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 7 „Windpark 
Nentzelsrode Nord (Teilbereich Uthleben) “ (OT Uthleben) der Stadt Heringen / 
Helme; hier:  Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 16 (2) BauGB

Der Stadtrat der Stadt Heringen / Helme hat in der Sitzung am 22.08.2011 die o.a. Verände-
rungssperre als Satzung beschlossen.

Die erforderlichen Verfahrungsunterlagen wurden dem Landratsamt Nordhausen am 
26.10.2011 (Posteingang: 01.11.2011) zur Prüfung vorgelegt. Seitens des Landratsamtes wur-
den innerhalb der Frist gemäß § 21 (3) ThürKO keine Beanstandungen geltend gemacht. 

Die o.a. Veränderungssperre wird hiermit bekannt gemacht. Damit tritt die Veränderungs-
sperre gemäß § 16 (2) i.V.m. § 10 (3) BauGB und § 21 (2) und (3) ThürKO in Kraft. Jedermann 
kann die Satzung ab diesem Tag an nachfolgender Stelle einsehen und über den Inhalt Aus-
kunft verlangen:

Ort	                       im Bauamt er Stadt Heringen/Helme, Zi. 2.05, Straße der Einheit 100, 99765 Heringen

Zeiten:	           Dienstzeiten von...... bis........       	Sprechzeiten von .......bis........	

Montag	          09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 15:00 Uhr	        09:00 bis 12:00 Uhr 

Dienstag	         09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr        09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr

Mittwoch	        09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 15:00 Uhr        

Donnerstag     09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 15:00 Uhr        09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 15:00 Uhr

Freitag             09:00 bis 12:00 Uhr
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Gemäß § 215 (2) BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 
3 BauGB  beachtliche Verletzung der dort  bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
sowie eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis der verbindlichen und der vorbereitenden Bauleitplanung und nach § 
214 (3) Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges gemäß § 215 (1) BauGB 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der o.g. 
Veränderungssperre schriftlich gegenüber der Stadt Heringen / Helme unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie (4) BauGB über die fristgemäße Geltend-
machung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung 
durch die o.a. Satzung und über das Erlöschen von etwaigen Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

Maik Schröter		       	                                   Stadt Heringen/Helme
Bürgermeister

Anlage: Lageplan zum räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre

Satzung der Stadt Heringen / Helme 
über eine Veränderungssperre für den Bereich des  Bebauungsplanes Nr. 7 „Wind-

park Nentzelsrode Nord (Teilbereich Uthleben) “ (OT Uthleben)

Der Stadtrat der Stadt Heringen / Helme hat in seiner Sitzung am 22.08.2011aufgrund der §§ 
14 und 16 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.12.2008 (BGBI. I S. 3018), und 
der § 19,21 Thüringer Stadt- und Landkreisordnung  (Thüringer Kommunalordnung  -Thür-
KO-) in der Fassung  der Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBI. S. 41), zuletzt geändert 
durch Art. 8 des Gesetzes vom 
22. Juni 2011 (GVBI. S. 99, 134) folgende Satzung beschlossen:

§ 1 
zu sichernde Planung

Der Stadtrat der Stadt Heringen / Helme hat in seiner Sitzung am 22.08.2011 beschlossen, 
den Bebauungsplan Nr. 7 „Windpark Netzelsrode Nord (Teilbereich Uthleben) “ (OT Uthle-
ben) aufzustellen. Mit dem Bebauungsplan Nr. 7 „Windpark Netzelsrode Nord (Teilbereich 
Uthleben) “(OT Uthleben) wir die Festsetzung von Sonstigen Sondergebieten mit der 
Zweckbestimmung „Windenergienutzung „ gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 
2 BauNVO angestrebt. Die Errichtung von Windkraftanlagen außerhalb der Sondergebiete 
ist ausgeschlossen, so dass sowohl die Anzahl als auch die Lage der Windkraftanlagen zuein-
ander städtebaulich gesteuert wird. Die Gesamthöhe der Anlagen soll ebenfalls verbindlich 
festgesetzt werden. Zur Sicherung dieser Planung wird für das in § 2 bezeichnete Gebiet eine 
Veränderungssperre erlassen.

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ergibt sich aus der Karte, die als 
Anlage zur Veränderungssperre Teil der Satzung ist.

§ 3 
Rechtswirkungen der Veränderungssperre

In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen Vorhaben im Sinne des § 
29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitig werden.erhebliche oder 
wesentlich wertsteigende Veränderungen von Grundstücken und bauliche Anlage, deren 
Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorge-
nommen werden.

Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden.

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Vorhaben, von denen die Stadt nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt 
hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen 
werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten 
Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt.

§ 4 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre

Die Veränderungssperre tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt nach 
Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten außer Kraft. Die Veränderungssperre tritt in jedem 
Fall außer Kraft sobald und soweit der Bebauungsplan für das in § 2 genannten Gebiet rechts-
verbindlich wird.

Hinweis:

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre 
nach § 18 und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei 
nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.
 

	 Impressum:
	 Herausgeber:	 Stadt Heringen/Helme   Redaktion:  Hauptamt
	 Anschrift:	 OT Heringen, Str. d. Einheit 100, 99765 Heringen/Helme
	 Telefon:	 03 63 33 / 6 72 24	 Telefax:	 03 63 33 / 6 72 27
	 E-Mail:		  info@stadt-heringen.de  Internet:   www.stadt-heringen.de
	 Satz:		  Hema-Werbe & Veranstaltungsservice, 07955 Auma
	 Druck:		  Hema-Werbe & Veranstaltungsservice, 07955 Auma
	 Verteilung:	 Allgem. Anzeiger, Werbe- & Vertriebsgesellschaft mbH
				    Gottstedter Landstraße 6, 99092 Erfurt
	 Bezugsmöglichkeiten und -bedingungen:
	 Das Amtsblatt liegt dem Allg. Anzeiger für die Ortsteile der Stadt Heringen/
	 Helme bei und erscheint in unregelmäßigen Abständen. Es wird an alle erreich-
  	 baren Haushalte in der Stadt Heringen/Helme kostenlos verteilt. Desweiteren 
	 besteht die Möglichkeit, das Amtsblatt einzeln im Sekretariat  der Stadt 
	 Heringen/ Helme für 1,00€ je Exemplar zu beziehen.


